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UNO Organisation der Vereinten Nationen

EDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

UNESCO grlgtanisation der Vereinten Nationen fur Erziehung, Wissenschaft und

ultur

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

SODK Konferenz der kantonalen Sozialdirektorinnen und Sozialdirektoren

WAK-NR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

1SOS Bundesinventar der schitzenswerten Ortsbilder der Schweiz von
nationaler Bedeutung

KIOS Koordination Islamischer Organisationen Schweiz

FIDS Foéderation islamischer Dachorganisationen Schweiz

SBK Schweizerische Bischofskonferenz

SGV Schweizerischer Gemeindeverband

SSV Schweizerischer Stadteverband

SAB Schweizerische Arbeitsgemeinschaft fur die Berggebiete

SBVV Schweizer Buchhéandler- und Verleger-Verband

VBLN Verordnung Uber das Bundesinventar der Landschaften und
Naturdenkmaler

KFG Bundesgesetz Uber die Kulturférderung

VISOS Verordnung Uber das Bundesinventar der schitzenswerten Ortsbilder
der Schweiz

VIVS Verordnung Uber das Bundesinventar der historischen Verkehrswege der
Schweiz

SKKB Schweizerische Konferenz der Kantonsbibliotheken

FiG Bundesgesetz Uber Filmproduktion und Filmkultur

SAGW Schweizerische Akademie der Geistes- und Sozialwissenschaften

KKJPD Konferenz der Kantonalen Justiz- und Polizeidirektorinnen und
-direktoren

ORK Okumenischer Rat der Kirchen (Weltkirchenrat)

IGAS Interessengemeinschaft Alte Stadtgartnerei [Basell

BAK Bundesamt fur Kultur

ONU Organisation des Nations unies

CDIP Conférence suisse des directeurs cantonaux de I'instruction publique

DFI Département fédéral de l'intérieur

UNESCO Organisation des Nations unies pour I'education, la science et la culture

SSR Société suisse de radiodiffusion

CDAS Conference des directrices et dirceteurs cantonaux des affaires sociales

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

USAM Union suisse des arts et métiers

1SOS Inventaire fédéral des sites construits d'importance nationale a protéger
en Suisse

CoIs Coordination des Organisations Islamiques Suisses

FOIS La fédération d'organisations islamiques de suisse

CDES Conférence des évéques suisses

ACS Association des communes suisses

uvs Union des Villes Suisses

SAB Groupement suisse pour les régions de montagne

ASDEL Association Suisse des Diffuseurs, Editeurs et Libraires

OIFP Ordonnance concernant I'inventaire fédéral des paysages, sites et
monuments naturels

LEC Loi fédérale sur I'encouragement de la culture

OISOS Ordonnance concernant I'lnventaire fédéral des sites construits a
protéger en Suisse

OlIvVs Ordonnance concernant I'inventaire fédéral des voies de
communication historiques de la Suisse

CSBC Conférence Suisse des Bibliotheques Cantonales

LCin Loi fédérale sur la culture et la production cinématographiques
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ASSH Académie suisse des sciences humaines et sociales

CCDJP Conférence des directrices et directeurs des départements cantonaux
de justice et police

COE Conseil cecuménique des Eglises

IGAS Interessengemeinschaft Alte Stadtgartnerei [Basell
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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

In etlichen Stadten flhrte der akute Mangel an Auffiihrungs- und Ausstellungsraumen
zu teils heftigen politischen Auseinandersetzungen. Insbesondere klagen die Vertreter
der sogenannten «Alternativkultur» Uber die im Vergleich zu der etablierten, stark
subventionierten Konzert- und Theaterkultur krasse Benachteiligung durch die
offentliche Hand. Wahrend diese Auseinandersetzung in Zurich seit der Einrichtung der
«Roten Fabrik»> abgeklungen ist und sich in Bern seit der provisorischen Offnung der
ehemaligen stadtischen Reitschule beruhigt hat, fiihrte dieses Jahr in Basel eine
kompromisslose Politik beziiglich der alten Stadtgartnerei zu einem gereizten Klima
und zu handgreiflichen Auseinandersetzungen. Ein Beschluss des Grossen Rates aus
dem Jahre 1980 verlangte die Errichtung eines Griunparks auf dem Areal der ehemaligen
Stadtgartnerei. Die Gebaulichkeiten waren jedoch besetzt und flr kulturelle Anléasse
benutzt worden, worauf das Hochbauamt als Eigentimer das Areal der
«Interessengemeinschaft Alte Stadtgértnerei» (IGAS) als Vertreterin der BenUtzer fur
eine befristete Zeit Uberliess. Mit einer Volksinitiative «Kultur- und Naturpark St.
Johann» sollten nun die alten Gartnereigebaude der Kultur erhalten bleiben. Die linken
und grinen Parteien sowie der LdU beflrworteten die Initiative, die burgerlichen
Parteien, die DSP und die PdA empfahlen die Ablehnung. Das Volksbegehren wurde
Anfang Mai 1988 mit 56 Prozent Neinstimmen relativ knapp abgelehnt. Zahlreiche -
auch biirgerliche - Organisationen und Einzelpersonen setzten sich darauf weiterhin
fiir eine Kompromisslosung ein, doch der Grosse Rat drangte die Regierung, den
Volksentscheid in die Tat umzusetzen, was denn auch Ende Juni mit Polizeigewalt
geschah und zu heftigen Krawallen fiihrte. Mehrere Ersatzangebote der Regierung
wurden von der IGAS, teilweise auch von der Regierung selbst, als ungeeignet
angesehen, worauf die «Stadtgartnerinnen» ein ehemaliges, zum Abbruch
vorgesehenes Kino besetzten und hier trotz einer Strafklage der Eigentimerin erneut
einen funktionierenden Kulturbetrieb einrichteten. '

Der Bundesrat wertete das Ergebnis der Vernehmlassung zur Ratifikation der Unesco-
Konvention aus dem Jahre 1970 mit dem Ziel einer gesetzlichen Regelung des Handels
und Verkehrs mit Kulturgiitern als Aufforderung, auf diesem Gebiet tatig zu werden.
Konkret geht es in diesem Abkommen darum, einen fairen und transparenten
Austausch von Kulturglitern zu gewahrleisten und Kulturgtter von nationaler Bedeutung
vor illegaler Ausfuhr zu schiitzen. 1995 hat das Unesco-Ubereinkommen durch die im
privatrechtlichen Bereich angesiedelte Unidroit-Konvention Uber die Rickfliihrung von
gestohlenem oder illegal exportiertem Kulturgut eine Erganzung erhalten. Anders als die
Unesco-Konvention ist sie unmittelbar anwendbar ("self-executing") und bedarf somit
keiner innerstaatlichen Gesetzgebung. Im Sinne eines abgestimmten Vorgehens mochte
der Bundesrat den gesamten Themenbereich gleichzeitig regeln. Zur Beruhigung der
Gemuter vorab in Kunsthandlerkreisen legte er einen weiteren Zwischenschritt ein.
Einerseits wurde mit einem Gutachten die heutige verfassungsrechtliche Situation
abgeklart und gepruft, ob die Bundesbehdrden aufgrund der bestehenden Verfassung
bereits eine Gesetzgebungskompetenz in diesem Bereich haben. Andererseits fuhrte
das EDI ein Vernehmlassungsverfahren zur Ratifikation der Unidroit-Konvention durch.
Wie beim entsprechenden Unesco-Abkommen sprachen sich FDP, SVP,
Gewerbeverband und Kunsthéndler gegen einen Beitritt aus, wahrend die SP und (neu)
die CVP, die in der Entwicklungszusammenarbeit engagierten Kreise sowie die meisten
Kantonsregierungen und Museen dafur pladierten. ?

Ziemlich Uberraschend kindigte Urs Frauchiger, seit 1992 Direktor der Stiftung Pro
Helvetia seinen Riicktritt per Ende September an. Als Hauptgrund fir seine
Entscheidung nannte er Amtsmiidigkeit. Da auf Ende des Berichtsjahres auch das
Mandat der Stiftungsprésidentin, der Solothurner CVP-Standerétin Rosmarie Simmen
auslief, musste gleich die ganze Flhrung der Pro Helvetia neu bestellt werden. Ende
November wahlte der Stiftungsrat den Bindner CSP-Politiker und Sekretér der Lia
Rumantscha Bernard Cathomas zum neuen Direktor. Zur Stiftungsprasidentin ernannte
der Bundesrat die scheidende Stadtpréasidentin von Lausanne und frihere Waadtlander
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SP-National und Standeréatin Yvette Jaggi. °

Der vom Bundesrat im Vorjahr in die Vernehmlassung gegebene Entwurf flr ein
Kulturgltertransfer-Gesetz zur Umsetzung der UNESCO-Konvention von 1970 Uber
Massnahmen  zur  Verhinderung der unerlaubten Einfuhr, Ausfuhr und
EigentumsUbertragung von Kulturgutern, die sowohl irreparable Schdden am Kulturerbe
einzelner Lander als auch den Handel im Dunstkreis des organisierten Verbrechens
verhindern will, war heftig umstritten. Widerstand meldeten Kunsthandelskreise sowie
die FDP und die SVP im Namen der Gewerbefreiheit an, wahrend die SP, die CVP und
die meisten Kantone das Gesetz als gutes Mittel erachteten, damit die Schweiz nicht zur
Drehscheibe fur illegal erworbenes Kulturgut verkommt. Mitte November leitete der
Bundesrat dem Parlament die Botschaft zur Ratifikation der UNESCO-Konvention und
zu einem Bundesgesetz Uber den Kulturgitertransfer zum Schutz von in- und
auslandischen Objekten von archéologischer, ethnologischer oder religioser Bedeutung
vor Diebstahl, Raubgrabungen und Schmuggel zu. In drei Punkten trug er der Kritik in
der Vernehmlassung Rechnung: er verzichtete auf die geplante Meldepflicht der
Handler fur rechtswidrig eingeflihrte oder gestohlene Ware sowie auf Polizeiaufgaben
der neu zu schaffenden Fachstelle des Bundes; diese sollen Sache des Zolls und der
Strafverfolgungsbehdérden bleiben. Zudem bestimmte er, dass Kulturgut aus politisch
unruhigen Staaten erst zurtickgegeben werden muss, wenn sichergestellt ist, dass es im
Ursprungsland nicht gefahrdet ist. Gegen den Widerstand aus Kunsthandelskreisen hielt
er — analog zur Regelung in den EU-Staaten - aber an einem 30-jahrigen Anspruch auf
Rlckforderung fest; heute betragt dieser nach schweizerischem Recht lediglich flnf
Jahre.

Bereits vor Vorliegen der Botschaft deponierte Nationalrat Fischer (fdp, AG) eine
parlamentarische Initiative (01.450) mit einem detaillierten Gegenvorschlag, der aus
Kunsthéndlerkreisen stammt; dieser will den verbesserten Schutz fir Objekte aus
Raubgrabungen, die Ausdehnung der Rlckforderungsfrist und die von der Konvention
postulierte internationale Rechtshilfe verhindern.

Die Schweiz ist heute einer der vier grosste Kunsthandelsplatze der Welt und der
einzige in Europa, der nur eine minimale Reglementierung tber Ein- und Ausfuhr von
Kulturgltern kennt. 1993 hatte der Bundesrat die Ratifikation der UNESCO-Konvention
bereits einmal in die Vernehmlassung gegeben, sie dann aber wegen der Opposition des
Kunsthandels nicht weiter verfolgt. *

Mit Ausnahme der SVP begriissten die Parteien mehrheitlich die Stossrichtung des
KFG, Ubten aber in einzelnen Punkten massive Kritik: So forderte die CVP die
Blndelung der bundesstaatlichen Kulturférderung in einem unabhéngigen
Kompetenzzentrum nach dem Modell des Schweizerischen Nationalfonds zur
Forderung der wissenschaftlichen Forschung und damit die faktische Abschaffung von
Pro Helvetia. FDP und die Linke hingegen wollten die Autonomie der Kulturstiftung
ausbauen. SP und Grune verlangten - wie der Dachverband Suisseculture - ein
verbindlicheres Engagement des Bundes und eine bessere soziale Absicherung fur
Kulturschaffende. Die Mehrheit der Kulturverbande beflirchtete, dass die alle vier Jahre
zu verabschiedenden Schwerpunktprogramme sowie deren Evaluation zu mehr
Burokratie fuhrten. Die Kulturbeauftragten der Kantone und Stadte bedauerten die
fehlende Unterstitzung der «Leuchttirme». ®

Vor allem bei der SP stiess dieser Entwurf fir ein neues Kulturférderungsgesetz auf
breiten Widerstand. Die SP sah im Verzicht des Bundes auf die direkte Werkférderung
einen eigentlichen Kulturférderungsabbau und war enttduscht darlber, dass die
bundesratliche Vorlage keine Massnahmen zur Verbesserung der sozialen Sicherheit der
Kulturschaffenden vorsieht. Die SP hatte bereits im Februar in einem Positionspapier
eine bessere sozialversicherungsrechtliche Absicherung der Kulturschaffenden
gefordert. Diese seien in den meisten Féllen Selbstandigerwerbende mit geringem
Einkommen und damit v.a. im Alter schlecht geschtzt. ¢
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Ende Mai eréffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Kulturbotschaft 2016-2019,
welche die Finanzierung der Kulturférderung des Bundes fur die anstehende
Beitragsperiode regeln soll. Bis zum Ablauf der Frist gingen 339 Stellungnahmen ein.
Wahrend die zukinftigen Herausforderungen und die zentralen Handlungsfelder auf
wenig Widerstand stiessen, dusserten die Kantone mit Ausnahme des Kantons Genf auf
foderalen Aspekten beruhende Bedenken gegenlber dem eingefuhrten Begriff der
"Nationalen  Kulturpolitik", — begrissten aber im Grunde die verstérkten
Kooperationsbestrebungen zwischen den verschiedenen Staatsebenen. Auch die FDP
und die SVP sahen die Kompetenzen der Kantone gefédhrdet. Die grosse Mehrheit der
eingegangenen Stellungnahmen zeigte sich mit der Hohe der einzusetzenden Mittel, die
im Vergleich zur Vorperiode eine Erhdhung um 3,4% bedeuten wirden, zufrieden.
Demgegentber wollte die FDP die Mittel auf dem Niveau der Kulturbotschaft 2012-2015
belassen, Economiesuisse und der Schweizerische Gewerbeverband (SGV) verlangten,
die Erhdhung auf 2,6%, resp. 3% zu beschrénken, und die SVP pladierte gar flr eine
Kirzung der Mittel. Auf der anderen Seite des Spektrums verlangten SP und Grline
sowie 24 Kantone, der Schweizerische Video-Verband (SVVW) und weitere
Kulturverbéande eine Aufstockung der Beitrége in einzelnen Foérderbereichen. Auf
grosse Vorbehalte oder gar Ablehnung stiess bei der Mehrheit der stellungnehmenden
Kantone das Vorhaben des Bundes, Werke der Bundeskunstsammlung sowie der
Gottfried-Keller-Stiftung in einer "Virtuellen Nationalgalerie" zu verd6ffentlichen.
Wahrend die Kantone Waadt und Wallis sich daran storten, dass die virtuelle Plattform
nur Werken der Bundeskunstsammlung offen stehen sollte, wirden es zahlreiche
weitere Kantone - darunter insbesondere die Innerschweiz - vorziehen, wenn man die
Werke in einem physischen Museum betrachten kénnte. Der Kanton Zirich lehnte das
Vorhaben unter anderem aus dem Grund ab, dass die beiden Kunstsammlungen
grossere  Llucken aufweisen wdirden. Betreffend verstérkter Foérderung der
musikalischen Bildung, die Volk und Stande im September 2012 mit Annahme des
Bundesbeschlusses Uber die Jugendmusikférderung gefordert hatten, gingen die vom
Bundesrat vorgeschlagenen Bestimmungen vielen gewichtigen Vernehmlassern zu wenig
weit. Neben verschiedenen Verbénden forderten auch Grine, SP, GLP und CVP ein
separates Rahmengesetz flur die musikalische Bildung. Auf der anderen Seite
erachteten ebenso viele Vernehmlasser die im Entwurf zur Kulturbotschaft enthaltenen
Bestimmungen diesbeziglich als zu weitgehend und zu konkret. ’

Ende Mai 2019 schickte der Bundesrat den Entwurf zur Férderung der Kultur in den
Jahren 2021-2024 (Kulturbotschaft 2021-2024) in die Vernehmlassung. Bis zur
Vernehmlassungsfrist am 20. September 2019 gingen insgesamt 305 Stellungnahmen
ein, die sechs Kernthemen fokussierten: die Umsetzung der Kulturbotschaft
2016-2020, die Handlungsachsen der Kulturpolitik des Bundes, die Weiterentwicklung
von (bestehenden) Massnahmen, die Revision des Filmgesetzes und die Finanzmittel zur
Umsetzung der Kulturbotschaft 2021-2024.

Die Umsetzung der Kulturbotschaft 2016-2020 wurde in einer deutlichen Mehrheit der
Stellungnahmen - wobei sich viele Ruckmeldungen erst gar nicht zu diesem Punkt
dusserten - positiv bewertet, auch wenn einige Teilnehmende Kritik an der durch
finanzielle Kdrzungen und das Stabilisierungsprogramm erschwerten Umsetzung
einzelner Massnahmen Ubten. Die wenigen Stellungnahmen mit grésseren Vorbehalten
machten insbesondere geltend, dass in der aktuellen Forderperiode zu wenig auf die
Krise des Journalismus oder auf Menschen mit Behinderungen eingegangen worden
sei.

Die Beibehaltung der drei bestehenden Handlungsachsen der Kulturpolitik (kulturelle
Teilhabe, gesellschaftlicher Zusammenhalt sowie Kreation und Innovation) fand, gerade
im Sinne der angestrebten Kontinuitat und Verlasslichkeit, ebenfalls breite Zustimmung.
Auch der in diesem Zusammenhang neu eingefihrte Akzent der «Digitalisierung» wurde
mehrheitlich beflrwortet, wenn auch vereinzelt mit Bedenken: Wahrend einige
Rickmeldungen das Fehlen einer umfassenden Digitalisierungsstrategie bemangelten
und fur mehr Kohéarenz in diesem Bereich eine solche auch explizit forderten, kam von
Seiten des SSV und der SAB die Forderung nach einer vorrangigen Evaluation der bereits
getroffenen Massnahmen. Organisationen wie der SBVV oder die SKKB beflrworteten
den Akzent auf der Digitalisierung, ermahnten aber zugleich, dass dieser nicht zu Lasten
der analogen und physischen Objekte gehen durfe. Lediglich die SVP stand dem Akzent
auf der Digitalisierung ganzlich ablehnend gegentber, da die Digitalisierung ihrem
Befinden nach «mit Kultur weder direkt noch indirekt» etwas zu tun habe.

Die zwolf Massnahmen zur Weiterentwicklung der Kultur wurden tberwiegend positiv
beurteilt, wobei zu einzelnen Massnahmen kritische Tone bzw. Anpassungsvorschléage
gedussert wurden: Wéahrend die Ansatze zur Chancengleichheit von Frauen und
Mannern im Kulturbereich, zur Kunstvermittlung oder zu den Halteplatzen fur Jenische,

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21



BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 11.09.2020
SARAH KUHN

Sinti und Roma sowie nationale und internationale Austausch- und
Kooperationsbestrebungen von allen Teilnehmenden beflirwortet wurden, gab es bei
der Entwicklung der musikalischen Bildung einzelne Einwande. Auch wenn die Mehrheit
die Starkung des Programms «Jugend und Musik» beflrwortete, monierte der Kanton
Waadt die Qualitatsanforderungen des Programms und stellte das Modell der
Talentférderung («Talentkarte») in Frage; andere Kantone sowie Organisationen
hingegen forderten die Berlcksichtigung kantonaler Talentférderungsprogramme, um
eine Koordination zu ermoglichen. Grosse Vorbehalte seitens einer Mehrheit der
Teilnehmenden bestanden hingegen bei den vorgeschlagenen Massnahmen zur
Baukultur, trotz grundséatzlicher Zustimmung zum «Konzept Baukultur». Eine Mehrheit
der Kantone sowie die SAGW und die EDK betonten, dass die neue Strategie zur
Foérderung der Baukultur - diese wird voraussichtlich Anfang 2020 vom Bundesrat
verabschiedet werden - nicht zu Lasten der Aufgaben in den Bereichen Kulturerbe,
Archéologie und Denkmalpflege gehen dirfte. Teilnehmende aus den Bereichen der
Denkmalpflege und der Architektur bemangelten, dass die geplante Strategie
ausschliesslich zur Starkung der zeitgendssischen Baukultur diene.

Die Revision des Filmgesetzes (FiG) wurde kontrovers beurteilt: Wahrend samtliche
Kantone und die Mehrheit der Parteien sowie Kulturverbande die neu vorgeschlagenen
Verpflichtungen fir Online-Filmeanbieter (Investitionspflicht und Quote filr
européische Filme) beflirworteten, pladierte die SRG flur eine Ausdehnung der
Investitionspflicht auf auslandische Veranstalter mit Werbefenstern in der Schweiz. Die
FDP, die SVP, der Schweizerische Gewerbeverband sowie Vertretungen der
Telekommunikationsbranche lehnten die Neuerungen génzlich ab, schlossen gar ein
diesbezugliches Referendum nicht aus. Die Kritiker monierten die mangelnde
Verfassungskonformitat einer solchen Ausdehnung und bezweifelten die
Durchsetzbarkeit der neuen Verpflichtungen gegeniber Unternehmen mit Sitz im
Ausland, was zu einer Benachteiligung der inlandischen Konkurrenz fuhren kénne. Die
FDP nahm, nebst dem Kanton Zirich, dem Stadteverband und der Arbeitsgemeinschaft
fur die Berggebiete, auch eine ablehnende Haltung gegeniber dem vorgesehenen
Ausschluss kommerziell tatiger Unternehmen von der Filmkulturférderung ein, wahrend
diese Massnahme von den restlichen 25 Kantonen sowie der BDP, der CVP, der GP und
der SP durchaus begrusst wurde.

Die vom Bundesrat zur Umsetzung der Kulturpolitik beantragten Finanzmittel betrugen
insgesamt CHF 942.8 Mio., was einer Mittelaufstockung von rund CHF 35.4 Mio. bzw.
einem Wachstum von durchschnittlich 2.9 Prozent pro Jahr entspricht (einschliesslich
einer Teuerung von 1 Prozent). Diese Werte stiessen bei der CVP und dem SGV auf
ungeteilte Zustimmung, wurden aber wiederum von der FDP, der SVP und dem
Gewerbeverband als zu hoch erachtet. Eine grosse Mehrheit begrisste zwar die
vorgesehene Mittelaufstockung, beantragte aber zugleich eine Erhdhung des
Gesamtfinanzrahmens.

Im Rahmen weiterer vorgeschlagener Gesetzesanpassungen gab einzig die vorgesehene
Streichung der Kulturabgeltung an die Stadt Bern zu reden: GP, SP, der Stadteverband,
diverse Kulturverbande sowie die Kantone Basel-Landschaft, Solothurn und
offensichtlich der Kanton Bern lehnten diese Massnahme deutlich ab. ®

Der Bundesrat verabschiedete im September 2020 die Botschaft zum neuen
Gesetzesentwurf, der den Jugendschutz bei Filmen und Videospielen neu regeln und
schweizweit vereinheitlichen soll. Der erste Entwurf war bereits im Méarz 2019
verdffentlicht und bis Juni 2019 in die Vernehmlassung geschickt worden, an welcher
insgesamt 88  Akteure partizipiert hatten. Grundséatzlich stimmten die
Vernehmlassungsteilnehmenden der Richtung des Gesetzes sowie der geplanten
Koregulierung durch die Akteure der Film- und Videospielbranche und den Staat zu. So
unterstitzten 24 Kantone, die SODK, deren fachtechnische Konferenz fur Kinder- und
Jugendpolitik (KKJP) sowie die Mehrheit der Wirtschaftsverbande und Organisationen
im Bereich Film und Videospiel die Vorlage. Vollig abgelehnt wurde sie hingegen von
den Kantonen Schwyz und Zug, da das Gesetz nicht genug Massnahmen im Bereich des
Online-Handels sowie bei Abruf- und Plattformdiensten enthielt, obwohl dort der
grosste Handlungsbedarf gegeben sei. Auch die SVP, die FDP und der Schweizerische
Gewerbeverband (SGV) sprachen sich gegen die Vorlage aus, da in ihren Augen die
Erziehungsberechtigen beim Thema Jugendschutz in der Verantwortung stinden.
Prinzipiell beflirwortet wurde die Vorlage von der CVP und der SP, wobei Erstere jedoch
die Eignung des Ldsungsansatzes in Frage stellte und Letztere eine noch stéarkere
staatliche Regulierung begrisst hatte. Auf Grund der Rickmeldungen der
Vernehmlassungsteilnehmenden nahm der Bundesrat kleinere Anpassungen am
Vorentwurf vor, etwa indem er Werbefilme explizit aus der Regelung ausschloss.
Hingegen sollten Kinder in Begleitung einer erwachsenen Person Zugang zu sonst
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unerlaubten Inhalten bekommen, sofern die Begleitperson mindestens 10 Jahre alter ist
und das Mindestalter um hochstens 2 Jahre unterschritten wird. Ausserdem werden die
Anbieterinnen und Anbieter von Abruf- und Plattformdiensten dazu verpflichtet,
Massnahmen fur den Jugendschutz im Rahmen ihrer Méglichkeiten zu treffen. Eine
abschliessende Alterskontrolle sei hier nicht realistisch, da nicht kontrolliert werden
kénne, wer letztendlich die Inhalte konsumiere. Dies zu Uberprifen falle in den
Verantwortungsbereich der Erziehungsberechtigten. Zuklnftig sollen bei der
Erarbeitung der Jugendschutzregelung im Rahmen der neu gebildeten
Jugendschutzgruppen Uberdies Expertinnen und Experten miteinbezogen werden
mussen. ’

Kirchen und religionspolitische Fragen

Die Diskussion, ob die Kirchen sich politisch engagieren sollten, wurde durch den
Beschluss des Weltkirchenrates (ORK) angeregt, an Organisationen, die den
Rassismus bekampfen, Beitridge auszurichten. Dass auch die interkonfessionelle
Konferenz «Schweiz - Dritte Welt», die wéahrend zweier Tagungen ein Konzept
schweizerischer Entwicklungspolitik zu erarbeiten versuchte, beschloss, den
Weltkirchenrat in seinem Kampf gegen den Rassismus zu unterstitzen, stiess in weiten
Kreisen auf Ablehnung. Im Herbst verdéffentlichte die schweizerische Bischofskonferenz
(SBK) Richtlinien zum Mischehendekret des Papstes, die wegen ihres offenen und
okumenischen Inhalts von der protestantischen Kirche glinstig aufgenommen wurden;
diese erklarte sich zu weiteren Gesprachen bereit. Die eidgendssischen Rate
ermachtigten den Bundesrat, die mit dem Heiligen Stuhl abgeschlossene Vereinbarung
Uber die Abtrennung der Apostolischen Administratur des Tessins vom Bistum Basel
und ihre Umwandlung in ein Bistum zu ratifizieren. Ein Schritt zur Annaherung der
Rechtsstellung der fast einen Drittel der Bevdlkerung umfassenden katholischen Kirche
an die protestantische vollzog der Kanton Waadt. Das neue Katholiken-Statut wurde
trotz starker Opposition insbesondere der Sozialdemokraten, die sich gegen die
Staatskirche aussprachen, in der Volksabstimmung angenommen. Ferner blieb die
Revision der konfessionellen Ausnahmeartikel wahrend des ganzen Jahres im Stadium
der Diskussion.

Mit Ruth Dreifuss wurde erstmals ein Mitglied der judischen Kultusgemeinde in die
Landesregierung gewahlt. Bemerkenswert war, dass dies im zum Teil emotional sehr
aufgeladenen Umfeld dieser Bundesratswahl zu keinem Zeitpunkt ein Thema war und in
den Pressekommentaren héchstens zu einem Nebensatz Anlass gab.

Wahrend die Anrufung Gottes in der Prdambel der revidierten Bundesverfassung im
Standerat oppositionslos genehmigt wurde, fihrte dies im Nationalrat zu einem ersten
Schlagabtausch ~ zwischen  den  politischen Lagern. Im Namen  einer
Kommissionsminderheit stellte Gross (sp, ZH) den Antrag, die Gottesanrufung sei zu
streichen. Er machte geltend, diese sei zu einer Floskel geworden und vermége einer
modernen Verfassung nicht mehr zu gentgen. Gross schlug vor, im ersten Satz lediglich
die von der Verfassungskommission zuséatzlich vorgeschlagene (und vom Rat auch
eingefligte) «Verantwortung gegenliber der Schopfung» zu erwéhnen. Seine
Argumentation stiess auf massiven Widerspruch. Fritschi (ZH) warnte namens der FDP-
Fraktion davor, ausgerechnet das traditionellste aller traditionellen Elemente aus der
Verfassung zu kippen. Er meinte, das wére ein kontraproduktives Vorgehen, welches in
der Volksabstimmung zur sicheren Ablehnung der ganzen Verfassungsreform fihren
wirde. Féhn (SZ) verwies fur die SVP darauf, dass die Schweiz ein Teil des christlichen
Abendlandes sei und eine Anrufung Gottes deshalb nie eine Floskel sein kénne. Als
Vertreter der CVP warnte Durrer (OW) davor, mit der christlichen Tradition zu brechen
und eine neue Wertordnung zu schaffen. Unterstitzung fanden die Gegner des Antrags
bei Bundesrat Koller. Mit der Anrufung Gottes werde eine alte Tradition fortgesetzt, die
in der Vernehmlassung auf ein Uberaus positives Echo gestossen sei. Die Verankerung
von «Gott dem Allméachtigen» sollte laut Koller klarmachen, dass eine héhere Macht
Uber Mensch und Staat steht. Nachdem mehrere Eventualantrage, die zumindest eine
Lockerung der Formulierung verlangten, keine Mehrheit gefunden hatten, wurde der
Antrag Gross mit 105 zu 53 Stimmen klar abgelehnt. "
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Der Bundesrat bekundete seine Intention, bei der Revision des Tierschutzgesetzes das
Schachtverbot aufzuheben. Seit 1893 ist das Schachten - die im Judentum und im
Islam als rituell erachtete Schlachtung durch Kehlenschnitt ohne vorherige Betaubung
des Tieres - in der Schweiz verboten. Der Bundesrat begriindete seinen Entscheid fur
eine Neuregelung mit der Bundesverfassung, welche die Glaubens- und
Gewissensfreiheit garantiert (Art. 15). Zudem kenne keines der Nachbarlédnder ein
derart absolutes Schéchtverbot. Der Israelitische Gemeindebund sowie kirchliche
Kreise begrissten die Lockerung, da das Schachtverbot eine langjéhrige Diskriminierung
der nicht-christlichen Religionen und eine Einschrankung ihrer ritueller Gebote
darstelle. Ganz anders sahen dies Tierschutzkreise und die Gesellschaft der Schweizer
Tierérzte, die unter Berufung auf die Wirde des Tieres ein Referendum in Aussicht
stellten; ihnen schlossen sich der Bauernverband und die Stiftung fur
Konsumentenschutz an. Von den Parteien sprachen sich die CVP, die SVP und die GP
grundsatzlich fur eine Lockerung (unter gewissen Auflagen) aus, die SP widersetzte sich
und die FDP enthielt sich einer Aussage. "

In der Volksabstimmung vom 29. November nahmen Volk und Stande die Minarett-
Initiative (Volksinitiative .gegen den Bau von Minaretten™) trotz klarem Nein von
Bundesrat und Parlament mit einem deutlichen Ja-Anteil von 57,5% an. Einzig der
Kanton Genf verwarf die Initiative klar (40,3% Ja-Stimmen) und die Kantone Basel-
Stadt, Neuenburg und Waadt wiesen ein knappes Nein aus. Alle Ubrigen Kantone
nahmen die Initiative an. Wahrend der Kanton Zlrich nur ausserst knapp zustimmte,
waren es im Kanton Bern drei von finf Personen. Die Zustimmungsrate im Kanton
Tessin sowie in einigen Kantonen der Zentral- und Ostschweiz Uberstieg sogar 65%.
Neben der SVP und der EDU sprachen sich im Vorfeld auch die Ubrigen Rechtsparteien
fir ein Minarettverbot aus. Alle Ubrigen Parteien sowie economiesuisse, die
Gewerkschaften und die Kirchen beschlossen die Nein-Parole. Nach der Abstimmung
kam es zu spontanen Mahnwachen und Demonstrationen in verschiedenen Stadten.
Reaktionen in auslandischen Medien und Stellungnahmen von Regierungsvertretern und
anderen Politikern waren zahlreich und mit Ausnahme von Seiten der Rechtspopulisten
Uberwiegend negativ. Der Europarat, das UNO-Hochkommissariat fir Menschenrechte
und die Organisation der islamischen Konferenz der UNO verurteilten den Entscheid.
Auch im islamischen Raum sorgte das Minarettverbot fur Enttduschung und Empérung;
mehrere religiose FlUhrer warnten aber die Muslime in der Schweiz vor einer
Uberreaktion und ermutigten sie zur Weiterfiihrung und Verstarkung des
interkulturellen Dialogs. Aufrufe zum Boykott wurden hauptsachlich im Internet
publiziert. Online-Umfragen européischer Zeitungen zeigten jedoch, dass Burger
anderer européischer Lénder der Initiative auch mehrheitlich zugestimmt hatten.
Stimmen von verschiedensten Seiten wurden laut, welche dazu aufriefen, die Angste
der Bevodlkerung ernst zu nehmen und der grassierenden Verunsicherung gegenuber
anderen Kulturen aktiv entgegen zu wirken.

VI .gegen den Bau von Minaretten™
Abstimmung vom 29. November 2009

Beteiligung: 53,8%
Ja: 1535010 (57,5%) / 17 5/2 Stande
Nein: 1134 440 (42,5%) / 3 1/2 Sténde

Parolen:

- Ja: SVP, SD, EDU, FPS, Lega.

- Nein: FDP, CVP(1)*, SP, EVP, CSP, PdA, GP, KVP, GLP, BDP; ZSA, economiesuisse, SGB,
Travail.Suisse.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Nach den Anschlagen in Paris haben die Schweizer Muslime ihre Forderung nach der
Anerkennung des Islams als Landeskirche erneut aufgegriffen. lhr designiertes Ziel
hierbei sei es, Muslime besser in die hiesige Gesellschaft integrieren zu kénnen und
zugleich aufkommenden Radikalisierungstendenzen Einhalt bieten zu kdnnen. Erste
Gesuche hierfur seien bereits in Vorbereitung und wirden zunachst im Pilotkanton
Basel-Stadt und zu einem spéateren Zeitpunkt dann auch in der Waadt eingereicht. Far
den Vorstoss verantwortlich zeigen sich die beiden nationalen Muslim-Verbande KIOS
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und FIDS. Die Organisationen erarbeiten zur Zeit gemeinsam ein Musterstatut fur
islamische Gesellschaften, welches den kantonalen Verfassungen entspreche, um somit
eine solide Grundlage fur das staatliche Akzeptanzsiegel zu schaffen. Das Gesuch selbst
soll sodann von offiziellen Muslimvertreterinnen und -vertretern, welche mittels
Testwahlen von Basler Muslimen bestimmt werden, an offizieller Stelle eingereicht
werden. Farhad Afshar, Prasident der KIOS, betonte, dass den Frauen fur die Wahlen
das gleiche aktive und passive Wahlrecht zugesprochen werde wie den Mannern. Zudem
soll zur Offenlegung der geforderten demokratischen Organisation und Transparenz
eine unabhangige Rekurskommission geschaffen werden. Somit greift das Musterstatut
relevante Eckpfeiler des juristischen Gutachtens auf, welches im Jahr zuvor an der
Universitat Luzern in Auftrag gegeben worden war. Dass nebst dem Kanton Basel-Stadt
auch die Waadt in den Fokus der beiden Verbande geruckt war, kam nicht von
ungefahr: Im November des vergangenen Jahres hatte der Waadtlander Staatsrat
Anpassungen im Reglement fir die Anerkennung weiterer, auch nicht christlicher
Religionsgemeinschaften vorgenommen. Beide Muslimverbande erhoffen sich durch
den Vorstoss zunachst die "kleine Anerkennung" - welche in Basel schon langer moglich
ist —= zu erlangen, um danach die volle staatliche Anerkennung zu erreichen. Der
Kirchenstatus wirde es der Gemeinschaft ermdglichen, eine adéquate islamisch-
religiose Infrastruktur aufzugleisen und hatte zugleich auch eine starke Signalwirkung an
die anderen Kantone.

In der Schweizer Parteienlandschaft sind aber nicht alle von diesem Vorstoss angetan.
Die SVP-Spitze beispielsweise stellte zwar klar, dass sie die Kultusfreiheit zu keinem
Zeitpunkt in Frage stelle, die Anerkennung des Islams als integralen Bestandteil der
Landeskirche jedoch explizit ablehne. Mit einer verfassungsrechtlichen Anerkennung
seien diverse Privilegien verbunden, deren Flrsprache aber - zur Wahrung des
religiosen Friedens - der Mitsprache der kantonalen Burger bedurfe. Zudem seien die
Muslime in keiner Organisation zusammengefasst, welche alle Glaubensangehoérigen
vertrete. Christoph Neuhaus (BE, svp), Berner Kirchendirektor und Regierungsrat,
schlagt als eine mdgliche Alternative zur staatlichen Anerkennung eine Anerkennung der
muslimischen Gemeinschaften als gemeinnutzige Vereine vor. Dadurch kdnne man die
notige Transparenz schaffen und hatte noch einen gewissen Einfluss auf die
Vereinstatigkeit. Christian Levrat (sp, FR) betrachtet die Diskussion jedoch aus einer
ganz anderen Perspektive: Die SVP schire mit ihrer Haltung lediglich den Hass gegen
die  Muslime und wirde sich somit zugleich auch gegen jegliche
Integrationsmassnahmen wehren. Die Schweiz mlsse aber viel entschiedener gegen die
Islamophobie vorgehen und sich vermehrt flr die Integration einsetzen, wobei genau
diese Anerkennung als eine passende Massnahme zu verstehen sei. Dieser Meinung
schloss sich auch Regula Rytz (gp, BE) an und betonte, dass durch eine solche
Anerkennung zugleich auch die Rechte und Pflichten klar geregelt werden kdnnten.
Christophe Darbellay (cvp, VS) hielt sich indes etwas mehr zuriick: Zur Religionsfreiheit
gebe es definitiv ein Ja, nicht aber zur Anerkennung, schliesslich sei die Schweiz ein
christlich-abendléandisch gepragtes Land und, wie Erfahrungen mit anderen
Glaubensgemeinschaften zeigten, sei eine staatliche Anerkennung flir eine gelungene
Integration nicht vonndéten. Philipp Miller (fdp, AG) hingegen stellte klar, dass die
staatliche Anerkennung den Kantonen obliege, wobei flr ihn persénlich die kulturelle
Verwurzelung einer Glaubensgemeinschaft innerhalb eines Kantons im Fokus stehe.
Zudem verwies er auf die viel diskutierte Trennung von Staat und Kirche, welche
zwischenzeitlich sogar Anklang in der Kirche selbst finde.

So befindet selbst der Churer Generalvikar Martin Grichting, dass das heutige System
nicht mehr mit der Religionsvielfalt in der Schweiz vereinbar sei. Anstelle der
Volkskirche kénne er sich eine kleinere Glaubensgemeinschaft mit einer treuen
Gefolgschaft vorstellen. Gerade in der heutigen Zeit, in der so viele Personen aus der
Kirche austreten wirden und sehr wahrscheinlich irgendwann mehr als die Halfte der
Steuerzahlenden konfessionslos sein werde, stelle sich unweigerlich die Frage nach der
Legitimationsgrundlage fur die staatlich unterstitzte Erhebung der Kirchensteuer - in
diesem Sinne héatten die Landeskirchen also ausgedient. ™

Im Sommer 2019 verlagerte eine am Institut fur Religionsrecht der Universitat Freiburg
verfasste Studie den religionspolitischen Fokus vom nationalen auf die kantonalen
Parlamente. Max Ammann und Prof. René Pahud de Mortanges untersuchten flr den
Zeitraum von 2010 bis 2018 eingereichte Vorstdsse zu religionspolitischen Themen in 15
reprasentativ ausgewahlten Kantonen.

Insgesamt konnten die Autoren 140 parlamentarische Vorstdsse ausfindig machen
(Hochstwert: 20 im Kt. Bern; Tiefstwert: O im Kt. Graubilinden), die insgesamt 16
verschiedenen Parteien zugeordnet werden konnten. Uber zwei Drittel der
eingereichten Vorstdsse kamen von den vier Bundesratsparteien SVP, SP, FDP und CVP,
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wobei die SVP mit 48 Vorstdssen - also rund einem Drittel aller Vorstésse - mit Abstand
die aktivste Partei war und selbst die beiden zweitklassierten Parteien SP und CVP (je 20
Vorstosse) zusammengenommen noch Ubertraf. Hinsichtlich der
Religionsgemeinschaften fokussierten die Vorstdsse in erster Linie den Islam (ca. 60%)
und das Christentum (ca. 30%), wahrend das Judentum den Autoren zufolge in der
kantonalen Politik praktisch inexistent sei. Mit 33 von insgesamt 81 islamspezifischen
Vorstdssen (CVP 9; FDP und SP je 6) und zehn von insgesamt 42 Einreichungen zum
Christentum (SP 7; FDP 5; CVP 3) dominierte die SVP die Religionsdebatte nachweislich,
wobei sie in der Islamdebatte einen deutlich gréssen Unterschied zu den anderen
Parteien aufwies, was gemass den Studienverantwortlichen durchaus ihrem
Parteiprogramm entspreche.

Innerhalb der Vorstdsse, die das Christentum betrafen, benannten die Forscher die
Kirchenfinanzierung und die Kirchensteuern, die religiose Neutralitat, kirchliche
Feiertage und den Religionsunterricht als Kernthemen. Lediglich in einzelnen Kantonen
zur Diskussion standen hingegen Themen wie Kirchenglocken, Freikirchen oder die
Aberkennung des offentlich-rechtlichen Status der rémisch-katholischen Kirche.
Letzteres Anliegen sei gemass den Autoren der einzige Vorstoss gewesen, der offen die
Privilegien einer christlichen Kirche angreife. Zusammenfassend zeige die Analyse auf,
dass den christlichen Kirchen zunehmend ein «sékularer Wind» seitens der Politik
entgegenwehe und ihre rechtliche und gesellschaftliche Stellung mit den eingereichten
Vorstossen meistens unter Druck gesetzt werde.

Dennoch stelle der Islam in der politischen Arena noch immer die umstrittenste
Religionsgemeinschaft dar, obwohl die Musliminnen und Muslime lediglich funf Prozent
der Schweizer Wohnbevélkerung ausmachten und zudem eine sehr disperse
Gemeinschaft seien. Die mit dem lIslam verknlpften Schlisselthemen fokussierten
Vermummungsverbote und Kleidervorschriften, die 6ffentliche Anerkennung,
islamische Institutionen im Allgemeinen, die Wertedebatte - insbesondere hinsichtlich
der Scharia - sowie die Radikalisierungs- und Terrorgefahr. Ammann und Pahud de
Mortanges kamen zum Schluss, dass ein Grossteil der eingereichten Vorstdsse sehr
islamkritisch gewesen sei und dass die Legislativmitglieder offensichtlich grosse
Vorbehalte gegenlber der - in der Schweiz - vergleichsweise neuen Religion und ihrer
Anhangerschaft hatten. Die Debatte finde hierbei auf den zwei Ebenen der
institutionellen und der gesellschaftlich-kulturellen Einbindung statt.

Hinsichtlich der moglichen Auswirkungen religionspolitischer Vorstosse auf das
Religionsverfassungsrecht werden gemass der Autorenschaft zwei politische Agenden
ersichtlich: Zum einen Ube ein offensiver politischer Ansatz Druck auf die anerkannten
Kirchen aus und tendiere somit zu einem Abbau ihrer institutionellen Privilegien, was
sich friher oder spéater auf ihren rechtlichen Status auswirken kénne. Zum anderen
bestehe gerade gegenlber neueren, nicht-christlichen Religionsgemeinschaften und
besonders dem Islam ein tendenziell defensiverer und auf Erhalt bedachter politischer
Ansatz, obwohl die Politik aufgrund verfassungsrechtlicher Vorgaben méglichst zu einer
Gleichbehandlung aller Religionsgemeinschaften angehalten ware. Allerdings sei der
Wille hierzu und die damit einhergehende Einrdumung &hnlicher Privilegien und
Rechte, wie sie den christlichen Volkskirchen zugesprochen werden, gegenwartig nur
wenig ersichtlich. ™

Urheberrecht

Der vom Bundesrat in Konsultation gegebene Entwurf fir ein neues
Urheberrechtsgesetz (URG), das die Urheberrechte dem digitalen Zeitalter anpassen
will, stiess, ausser bei der SP, weitgehend auf Ablehnung. Hauptkritikpunkte bildeten
die geplante Gerateabgabe zur Abgeltung von Kopien urheberrechtlich geschiitzter
Werke sowie die Art der Vergiitung fiir die Nutzung von Musiktiteln, Filmen und
Software. Wahrend die Stiftung fir Konsumentenschutz das Recht auf Eigengebrauch
zu sehr eingeschrankt sah, gingen den Branchen- und Wirtschaftsverbanden die
privaten Kopiermdglichkeiten zu weit. Konsumentenschutzer und SP bevorzugten die im
Gesetzesentwurf vorgeschlagene kollektive Vergitung der Inhaber der Urheberrechte
gegenulber einer individuellen Vergutung, dem so genannten Digital Rights Management
System (DRM); mit letzterem kénnten Anbieter den Nutzern ihr Verhalten vorschreiben
und den Zugang zu Wissen stark beeinflussen. CVP, FDP, Economiesuisse sowie der
Gewerbeverband befurworteten indes das DRM-System, weil damit individuelle
Angebote fur verschiedene Nutzungstypen erstellt werden kénnten. Im Sommer gab der
Bundesrat bekannt, auf eine Gerateabgabe zu verzichten. Fir Online-Musikgeschéafte
wie beispielsweise iTunes sehe das neue Gesetz ein umfassendes Umgehungsverbot
vor. Das Kopieren von digitalen Medien fur den Privatgebrauch soll auch in Zukunft
erlaubt sein, nicht jedoch das zur Verflugung stellen von Harddisks zum Download von
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Musik oder Filmen fiir Benltzer einer Internet-Tauschborse.

Heimatschutz und Denkmalpflege

Mitte September 2019 veréffentlichte das BAK die Vernehmlassungsergebnisse zur
Totalrevision der Verordnung liber das Bundesinventar der schiitzenswerten
Ortsbilder der Schweiz (VISOS). Gesamthaft waren 92 Akteure (Kantone, Parteien,
Dachverbande und weitere Organisationen) zur Stellungnahme eingeladen worden,
wovon 54 auch antworteten. 26 der insgesamt 80 eingegangenen Antworten waren
sogenannte Spontanantworten, d.h. sie stammten von nicht explizit eingeladenen
weiteren Organisationen.

Das BAK deutete diese rege Rucklaufquote als ein «grosses Interesse» an der
angestrebten Revision, die mehrheitlich auf ein positives Echo stiess. So fand die
Revision in ihrer Gesamtheit bei 52 Stellungnahmen Anklang, wobei drei Akteure (die
Kantone GE, JU, UR) ihre vollstandige Zustimmung und 18 weitere Kantone, die SP, der
SSV und 29 weitere Organisationen ihre Zustimmung mit Anpassungsbedarf geltend
machten. Besonders hervorgehoben wurde hierbei, dass die
Harmonisierungsbestrebungen der VISOS mit den Schwesterverordnungen VBLN und
VIVS mehr Rechtssicherheit und eine grossere Legitimitat der drei Inventare schaffe
und die Objektivitat sowie Wissenschaftlichkeit des ISOS durch die Aufnahme der
Legaldefinition gesteigert wurden. Zudem erhdhe die Festsetzung der Bestimmungen
sowohl auf Bundes- als auch auf Kantonsebene die Planungssicherheit und eine
Festlegung der Aufnahmekriterien auf Verordnungsstufe stérke das ISOS als
raumplanerisches Instrument, was besonders im Bereich der Raumplanung zu mehr
Rechts- und Planungssicherheit beitrage. 15 der zustimmenden Organisationen waren
von diesen positiven Aspekten derart Uberzeugt, dass sie gar auf eine moglichst
zeitnahe Inkraftsetzung der Revisionsvorlage durch den Bundesrat bestanden.

Dem gegenuber standen 26 Stellungnahmen, die eine Totalrevision in der dargebotenen
Form vollstdndig (Kanton SG, die SVP und der SGV) oder mit Eventualantrégen (Kantone
GR, NE, SO und ZG, vier Dachverbande und 15 Organisationen) ablehnten. Der Entwurf
nehme die kantonalen Anliegen hinsichtlich der ISOS-Methode zu wenig auf und schaffe
neue Hirden fur die Interessenabwégung. Des Weiteren seien allgemeine
Entwicklungsperspektiven und Ziele der Siedlungsentwicklung nach innen nicht
entsprechend gewichtet worden. Zudem sei der Zeitpunkt der Revision ausserst
unglinstig gewahlt, da mit der Motion Regazzi (cvp, TI; Mo. 17.4308) und den
parlamentarischen Initiativen Rutz (svp, ZH; Pa.lv. 17.525) und Egloff (svp, ZH; Pa.lv.
17.526) aktuell noch ISOS-relevante Vorstdsse im Parlament hangig seien. Entsprechend
beantragten 16 Stellungnahmen explizit die Sistierung der Revision, wovon sechs einen
partnerschaftlichen Klarungsanstoss hinsichtlich der offenen Fragen von Bund und
Kantonen forderten und zehn die parlamentarische Beratung der héngigen Geschéfte
abwarten wollten.

Archive, Bibliotheken, Museen

Die wahrscheinliche Ubernahme der Gurlitt-Sammlung durch das Kunstmuseum Bern
befeuerte 2015 Diskussionen um den Umgang mit Raubkunst. Dabei kritisierten Medien
und ein Kunsthistoriker der Universitat Bern die passive Rolle des Bundes im Fall
Gurlitt. Der Bundesrat verteidigte sein Vorgehen etwa auch in seiner Antwort auf eine
Interpellation Comte (fdp, NE). Der Bund gehére nicht zu den Vertragsparteien,
weswegen er die Gesprache zwischen dem privatrechtlichen Kunstmuseum Bern, der
Bundesrepublik Deutschland und dem Freistaat Bayern lediglich im Rahmen seiner
Guten Dienste verfolgt habe. Ebenfalls wehrte er sich gegen die Forderungen - wie sie
etwa von Seiten des Kantons Bern und der SP im Rahmen der Vernehmlassung zur
neuen Kulturbotschaft geaussert wurden - zur Verstarkung seiner Provenienzforschung,
die er seit 1998 durch die beim BAK angesiedelte Anlaufstelle Raubkunst betreibt und
jungst durch ein Internetportal ergénzt hat. Vorerst seien die Museen gefordert.
Nichtsdestotrotz stellte er noch im selben Jahr Museen Mittel zur Intensivierung der
Forschung Uber die Herkunft ungeklarter Werke in Aussicht.

Sinniert wurde 2015 ebenfalls Uber die Unterscheidung von Raubkunst und Fluchtgut,
so etwa an einer wissenschaftlichen Tagung in Winterthur. Der Begriff des Fluchtguts,
der im Rahmen der Untersuchungen der Bergier-Kommission zur Rolle der Schweiz im
zweiten Weltkrieg gepréagt wurde, bezeichnet das von Juden nach ihrer Flucht in die
Schweiz verausserte Kunsteigentum. Dabei geht die Schweiz - anders als beispielsweise
Deutschland oder Osterreich, die eine breitere Auslegung der Washingtoner Richtlinien
verfolgen und nicht zwischen diesen beiden Begriffen unterscheiden - davon aus, dass
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solche Verkédufe unter freiem Willen und rechtméssig erfolgt waren. Die offizielle
Sichtweise der Schweiz vertrat ein Salzburger Rechtsprofessor an der Winterthurer
Tagung mit Rickeriff auf die unterschiedliche Rolle Deutschlands und Osterreichs im
Vergleich zur Schweiz im zweiten Weltkrieg. Ebenfalls geteilt wird diese Ansicht von den
grossen offentlichen Museen in der Schweiz. '

Buchmarkt

Als die WAK des Nationalrates im Herbst des Vorjahres einem Vorentwurf zu einem
Bundesgesetz iiber die Preisbindung von Biichern zugestimmt hatte, hatte sie ein
Vernehmlassungsverfahren eroffnet, welches bis im Februar des Berichtsjahres
andauerte. Knapp zwei Drittel der Kantone sprachen sich fur eine Buchpreisbindung
aus, neun ausserten sich dagegen. Von den Parteien begrussten CVP, EVP, SP und die
Grlnen die Vorlage; FDP, GLP und SVP lehnten sie ab. Nicht umstritten war hingegen
die Forderung der Vielfalt und Qualitat des Buches, welche ebenfalls in den
Gesetzesentwurf aufgenommen wurde. Die WAK-NR nahm von den Ergebnissen
Kenntnis und verabschiedete den mit einer redaktionellen Anderung versehenen
urspringlichen Vernehmlassungsentwurf mit 13 zu 10 Stimmen. In seiner Stellungnahme
dusserte sich der Bundesrat daraufhin kritisch. Grundsétzlich erachte er einen
Markteingriff als sachlich ungerechtfertigt und den Entwurf nicht mit der
Wirtschaftsfreiheit vereinbar. Zudem sei der Bund zu einer solchen Regelung gemaéss
Bundesverfassung nicht erméachtigt. Er beantragte dem Parlament deshalb, nicht auf
die Vorlage einzutreten und bei allfalligem abweichendem Entscheid der Ruckweisung
an die Kommission zuzustimmen. Nach ausgedehnter Diskussion trat der Nationalrat
mit 106 zu 78 Stimmen auf die Vorlage ein. Zu diesem Ergebnis trug das von der
Kommission vorgetragene Argument bei, dass geméass UNESCO das Buch nicht nur
Wirtschafts-, sondern auch Kulturgut sei und deshalb gewisse Abweichungen von den
Marktregeln zuldssig seien. Fur Eintreten stimmten die Ratslinke und die BDP, eine
Mehrheit der CVP und eine Minderheit der SVP. Der Eventualantrag des Bundesrates
wurde mit &hnlichem Stimmverhaltnis abgelehnt. Eine knappe Mehrheit fanden
hingegen zwei Minderheitsantrage von burgerlicher Seite, was dazu flhrte, dass
Lehrmittel von den Regelungen ausgenommen wurden und der Bundesrat das Gesetz
alle drei Jahre einer periodischen Uberpriifung unterziehen muss. Ein Antrag der
Kommission, welcher fur den Endverkaufspreis von importierten Blchern eine
Bandbreite von 100 bis 120% des urspringlichen Verkaufspreises vorsah, fand eine
parteilibergreifende Mehrheit. Gegen den Antrag der Kommissionsmehrheit beschloss
der Standerat in der Wintersession mit 23 zu 15 Stimmen, auf die Vorlage einzutreten
und wies das Geschaft zur Detailberatung an seine Kommission zuriick.

Im Marz des Berichtjahres stimmte die Schweizer Bevolkerung Uber die
Wiedereinfiihrung der 2007 abgeschafften Buchpreisbindung ab, weil ein Komitee im
Juli 2011 bestehend aus JFDP, JSVP, JGLP das Referendum ergriffen hatte. Ein
Uberparteiliches, burgerliches Komitee lancierte den Abstimmungskampf unter dem
Motto .Buchpreisdiktat Nein®™. Im Zentrum der Kampagne der Gegner standen die
Argumente, eine Buchpreisbindung flhre zu héheren Preisen fir die Konsumenten und
nitze nur auslandischen Verlegern. Auf der Seite der Beflrworter kampften
Buchhandler, Autoren und Verleger flr die Wiedereinfihrung der festen Ladenpreise.
Eine staatliche Regulierung sichere die Vielfalt und starke kleinere Schweizer Verlage
und unbekannte Autoren, so die Hauptargumente. Bis zuletzt unklar blieben die Fragen,
ob auch der private Online-Buchkauf im Ausland der Preisbindung unterstehe und wie
die Kontrolle der Preise aussehen sollte. Dies war mit ein Grund, so die Vox-Analyse,
weshalb die 6ffentliche Meinung im Verlauf der Kampagne in Richtung Nein kippte. Am
11. Mérz 2012 wurde die Buchpreisbindung an der Urne recht deutlich mit 56,1 Prozent
der Stimmen verworfen. Besonders auffallig war der Unterschied zwischen der
Deutschschweiz - welche geschlossen auf den Markt setzte - und der Romandie -
welche geschlossen fir die staatliche Regulierung votierte. So fand die Vorlage die
grésste Zustimmung im Kanton Jura (71.2%), in Genf (66.6%), in Neuenburg (63.0%), im
Waadtland (60.6%), im Wallis (57.7%) und in Freiburg (567.5%). Ausserdem spielte auch
die Parteigebundenheit eine gewisse Rolle beim Stimmentscheid. Parteisympathisanten
von SP und den Grinen sagten deutlich Ja zur Vorlage, wahrend die Anhanger der
burgerlichen Parteien sowie die Parteiungebundenen die Vorlage grosstenteils
ablehnten. Schliesslich wies die Vox-Analyse auch darauf hin, dass insgesamt 13
Kantonalparteien der CVP von der Meinung der nationalen Delegiertenversammlung
abwichen und ins gegnerische Lager wechselten. Dies stellte einen weiteren
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Unsicherheitsfaktor dar, welcher zur Ablehnung der Vorlage fihrte.

Abstimmung vom 11. Marz 2012

Beteiligung: 44,9%
Ja: 966 633 (43,9%) / 6 Stéande
Nein: 1234 222 (56,1%) / 14 6/2 Stande

Parolen:

- Ja: CVP (13), EVP, Griine, SP, CSP (1), EDU, SGB, Travs.
- Nein: FDP, BDP (1), SVP, GLP, eco, SGV.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen %

Sprachen

Der Entwurf zum Sprachengesetz wurde in der Vernehmlassung tendenziell positiv
aufgenommen, weshalb der Bundesrat dem EDI den Auftrag erteilte, auf dieser Basis
und in Zusammenarbeit mit den Kantonen die Botschaft auszuarbeiten. Die
Notwendigkeit zur Schaffung einer gesetzlichen Grundlage war bei den Kantonen
unbestritten, doch lehnten sie alle Vorschlage ab, welche ihre Kompetenzen in den
Bereichen Schule und Bildung tangieren kdénnten. Mit Ausnahme der SVP, die keinen
Gesetzgebungsbedarf sah, hiessen alle Parteien ein Sprachengesetz grundsatzlich gut.
Breite Zustimmung fanden die Abschnitte Uber die Amtssprachen des Bundes, Uber die
Foérderung der mehrsprachigen Kantone sowie des Ratoromanischen und Italienischen.
Die Bundesratsparteien forderten dartber hinaus eine angemessene Vertretung der
Sprachregionen in der Bundesverwaltung. Unterschiedlich wurde der Abschnitt tUber
die Foérderung der Verstandigung und des Austauschs beurteilt. Wahrend SP, Griine und
EVP hier dem Bund durchaus eigene Kompetenzen einrdumen wollten, dusserten sich
FDP und CVP aus foderalistischen sowie finanzpolitischen Griinden eher zurickhaltend.
Allgemein gut aufgenommen wurde der vorgesehene Austausch von Schulerinnen und
Schulern sowie Lehrkraften zwischen den Sprachregionen. Mehrere
Vernehmlassungsteilnehmer bedauerten, dass sich der Entwurf nicht zur Frage der
Landessprachen als erste Fremdsprache im Unterricht und damit zu der Kontroverse
Uber das Frihenglisch aussert. Drei franzdsischsprachige und drei zweisprachige
Kantone (GE, NE, JU, VS, FR und BE), drei Parteien (Grline, EVP, SD) sowie die
Erziehungsdirektorenkonferenz der Suisse romande und des Tessins verlangten eine
Regelung im Sinn der Festschreibung einer Landessprache als erste Fremdsprache. Die
SP begrisste zwar eine Landessprache als erste Fremdsprache, &usserte jedoch
Verstandnis dafur, dass diese Frage nicht im Sprachengesetz geregelt werden kann. CVP
und SVP waren hingegen der Meinung, die Frage des Frihenglisch sei Sache der
Kantone. Auf keine Unterstlitzung stiess die vorgesehene Bundeskompetenz,
Immigranten Kurse in heimatlicher Sprache und Kultur anzubieten. Die Parteien waren
sich einig, dass eine derartige Bestimmung nicht in ein Gesetz lber die Landessprachen
gehort. 2!

Zum eklatanten Sprachenstreit dusserte sich Kulturminister Berset bereits im Februar
in seiner Antwort auf eine Interpellation Reynard (sp, VS). Sollten Kantone beschliessen,
in der Primarschule nur noch Englisch als Fremdsprache zu unterrichten, séhe der
Bundesrat den nationalen Zusammenhalt sowie die Verstdndigung zwischen den
Sprachgemeinschaften gefahrdet. An einem Treffen der kantonalen
Erziehungsdirektoren mit dem Bundesrat im November machte Alain Berset deutlich,
dass der Bund bei Vorliegen eines definitiven kantonalen Entscheids gegen den
Fremdsprachenunterricht einer Landessprache in der Primarschule ohne Abwarten der
Harmos-Frist handeln werde, betonte jedoch auch die Subsidiaritdt der
Bundeskompetenz. Die SP begrisste einen etwaigen Eingriff des Bundes an einer
Pressekonferenz im August explizit. Gar ein Pladoyer flr Franzésisch als erste
Fremdsprache hielt Bundesrat Ueli Maurer, zuerst vorsichtig an seiner Rede zum 200-
jahrigen Jubilaum der Kantone Wallis, Waadt und Neuenburg und gleich im Anschluss
expliziter im Interview mit der NZZ. Ebendieses Votum gaben Hans-Ulrich Bigler,
Direktor des Schweizerischen Gewerbeverbands (SGV), sowie auch der Sprecher von
Swissmem aufgrund der Bedeutung des Franzésischen fir die Schweizer KMU ab. %
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